
   

 
 

 
            

 

 
 

Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am Montag, 18.03.2024, 19:00 Uhr 

im Ratssaal 

 

TAGESORDNUNG 
 

 

Öffentliche Tagesordnung 

 2   Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit, Tagesordnung 
  

 3   Bekanntgaben, Mitteilungen, Bekanntgabe nichtöffentl. gefasster Beschlüsse, Protokoll 
  

 4   Einwohnerfragestunde 
  

 5   Bebauungsplan "Ober der Ach - Änderung und Erweiterung, 1. Änderung" – 

Grundsatzbeschluss zur Überarbeitung der städtebaulichen Konzeption 
  

 6   Kalkulation der Nutzungsgebühren für städtische Obdachlosen- und 

Flüchtlingsunterkünfte - 5. Änderung der Satzung 
  

 7   Änderung des Bebauungsplans "Laurenbühl II" 
  

 8   Redaktionsstatut amtliches Mitteilungsblatt - Änderung 
  

 9   Sanierung der Tannhauser Straße I. BA - Vergabe der Planungsleistungen 
  

 10   Verschiedenes 
  

 11   Anfragen gem. § 4 Geschäftsordnung 
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Bürgermeister   Vorlagen-Nr. 10/051/2023/2 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

27.11.2023 Gemeinderat Ö Entscheidung   

18.03.2024 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 5   Bebauungsplan "Ober der Ach - Änderung und Erweiterung, 1. 
Änderung" – Grundsatzbeschluss zur Überarbeitung der 

städtebaulichen Konzeption 

 

Ausgangssituation: 

Die Änderung des Bebauungsplanes „Ober der Ach – Änderung und Erweiterung, 1. Änderung“ 

war bereits mehrfach Gegenstand der Beratungen im Gemeinderat. 

 

In der Gemeinderatssitzung am 28.01.2019 hat der Gemeinderat den entsprechenden 

Aufstellungsbeschluss zur Änderung des Bebauungsplanes gefasst und die 1. Offenlage 

beschlossen.  

 

Zuletzt hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 21.02.2022 über die Bebauungsplanänderung 

beraten. Aufgrund von Planänderungen war eine erneute Beteiligung der Öffentlichkeit und 

Anhörung der Träger öffentlicher Belange erforderlich.  

 

Das bisherige Plankonzept sieht eine Ausweisung von 33 Bauplätzen vor. Für das Plangebiet, 

welches von der Änderung betroffen ist, sieht der Bebauungsplanentwurf eine zwingende 

zweigeschossige Bebauung vor. Die Zahl der Wohnungen ist auf maximal zwei Wohneinheiten 

beschränkt. Kellergeschosse und unterirdische Anlagen sind aufgrund der örtlichen geologischen 

Verhältnisse nicht zugelassen, bzw. sind unterirdische Bauwerkanlagen nur bis zu einer Tiefe 

von max. 1,5 m unter EFH zulässig. 

 

Im Rahmen der erneuten Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

ging vom Regionalverband Bodensee-Oberschwaben folgende Stellungnahme ein: 

 

„Zudem weisen wir darauf hin, dass die in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung der 

laufenden Gesamtfortschreibung des Regionalplanes in der Abwägung oder Ermessensausübung 

bereits zu berücksichtigen sind.  

 

Bezüglich einer sparsamen Flächeninanspruchnahme verweisen wir auf PS2.4.0Z (2) des 

Regionalplanentwurfs (2021), wonach die Flächeninanspruchnahme durch eine flächeneffiziente 

Nutzung und angemessene verdichtete Bauweise zur verringern ist. Demzufolge bedauern wir 

den Wegfall der bisher im Bebauungsplan vorgesehenen Doppelhausbebauung. 

 

Nach dem Regionalplanentwurf (2021) PS2.4.1Z (6) ist in Aulendorf als Unterzentrum im 

ländlichen Raum eine Bruttowohndichte von mindestens 60 Einwohner pro Hektar einzuhalten. 

Dabei kann ein Ausgleich zwischen Bauflächen mit höherer Verdichtung und solchen mit 

niederer Verdichtung erfolgen. Entscheidend ist, dass im Mittel die vorgegebene 

Mindestbruttowohndichte eingehalten wird und damit die Flächeninanspruchnahme reduziert 

werden kann. Einplanungen sind von der Kommune zukünftig regelmäßig im Sinne dieser 

Gesamtbetrachtung zu prüfen und nachvollziehbar zu dokumentieren, beispielsweise in Form 

eines Wohndichtemonitorings oder ähnlicher Instrumente. Der Regionalverband wird alle 

Bauleitplanverfahren ab 01.01.2021 in die Berechnung des Mittelwertes einfließen lassen. 
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Sollte sich dabei ergeben, dass aufgrund der tatsächlichen Bruttowohndichte die Zielgröße von 

60 Einwohner pro Hektar im Mittel unterschritten wird, empfiehlt sich eine stärkere Steuerung 

der Dichte über die Festsetzung in zukünftigen Bebauungsplänen, z.B. durch die vermehrte 

Ausweisung von Bauplätzen für Mehrfamilien- und Reihenhäuser und die Reduktion der 

Bauplatzgrößen für Einfamilien- und Doppelhäuser. 

 

Die in der Begründung des Bebauungsplanes „Ober der Ach – Änderung und Erweiterung, 1. 

Änderung“ dargelegte Berechnung kommt bei maximaler Ausnutzung der zulässigen 

Wohneinheiten im Ergebnis auf eine Bruttowohndichte von 60,3 Einwohner pro Hektar.  

 

Der Regionalverband geht bei der Berechnung der Bruttowohndichte, sofern keine bindenden 

Festsetzungen vorliegen, von den Daten des statistischen Landesamtes Baden-Württemberg 

aus. Diese weisen für Aulendorf eine mittlere Anzahl von Wohneinheiten in Einfamilienhäusern 

von 1,2 und eine mittlere Belegungsdichte von 2,2 Einwohner pro Wohneinheit aus. Dies ergibt 

nach unserer Berechnung bei den im Bebauungsplan dargestellten 33 Bauplätzen für das 

Plangebiet eine Bruttowohndichte von 38 Einwohner pro Hektar. Nimmt man bei 50 % der 

Bauplätze eine Bebauung mit Doppelhäusern an, ergebe sich eine Bruttowohndichte von 56 

Einwohner pro Hektar.  

 

Es obliegt der Kommune, nach Umsetzung des Bebauungsplanes die tatsächlich vorhandene 

Bruttowohndichte plausibel dazulegen (beispielsweise anhand der Einwohnermeldedaten) damit 

diese bei zukünftigen Planungen im Rahmen der Gesamtbetrachtungen der Mittelwerte 

berücksichtigt werden kann.“ 

 

Der Regionalplan ist zwischenzeitlich bekanntlich rechtskräftig geworden.  

 

Eine gleichlautende Stellungnahme ging der Stadt Aulendorf im Zuge der Offenlage des 

Bebauungsplanes „Buchwald“ ein. Auch für das Plangebiet des Bebauungsplanes „Buchwald“ ist 

in der zukünftigen Bearbeitung diese Vorgabe des Regionalverbandes zu beachten. 

 

Der Investor hat sich nun zusammen mit dem beauftragten Planungsbüro Gedanken zur 

Umsetzung der geforderten Wohndichte von 60 Einwohner pro Hektar gemacht und eine 

grundsätzliche Überarbeitung der städtebaulichen Konzeption im Vorentwurf vorgelegt. 

 

Um die Vorgaben des Regionalverbandes Bodensee-Oberschwaben zu erreichen wird 

vorgeschlagen die Anzahl der bisher ausgewiesenen 33 Bauplätze auf 50 Bauplätze zu erhöhen. 

Dies wird im Wesentlichen dadurch erreicht, dass die Bauplatzgrößen deutlich reduziert werden. 

Ebenso kommt es zu einer Reduzierung der anteiligen Verkehrsflächen und Wegfall/Reduzierung 

der bisher ausgewiesenen öffentlichen Grünflächen und Parkierungsflächen. 

 

Das überarbeitete städtebauliche Konzept sieht folgende Eckpunkte vor: 

- Ausweisung von 50 Bauplätzen anstatt 33 

- Straßenbreiten mit Ausnahme der Stichstraßen von 5,00 m  

- Baufenster mit 2,00 m Abstand zum Straßenrand 

- Öffentliche Grünflächen am Rand des Gebietes wie bisher 

- Pflanzgebot 1 Baum pro Grundstück auf variablen Standorten entlang der 

Erschließungsstraße auf Privatgrund 

- Bauweise max. zweigeschossig, keine Unterkellerung  

- Dachform: offen 

 

Beispielhaft wäre folgende Bebauung möglich: 

- Grundriss ca. 6,00 x 8,50 m 

- Carport/Garage mit 6,00 x 3,00 m mit jeweils 6,00 m Staufläche vor der Garage 

- Terrasse mit 3,00 x 4,00 m 

 

Mit der Ausweisung von 50 Bauplätzen und der angenommenen statistischen mittleren Anzahl 

von Wohneinheiten von 1,2 ergibt sich eine Bruttowohndichte von 60 Einwohner pro Hektar. 

Von Seiten des Regionalverbandes Bodensee-Oberschwaben würde das vorliegende 

überarbeitete städtebauliche Konzept akzeptiert werden.  
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Mit der Reduzierung der Bauplatzgröße und der damit auch verbundenen Reduzierung der Größe 

der Wohngebäude können bei diesem Entwurf Einfamilienhäuser mit deutlich geringeren 

Entstehungskosten entstehen. Der Investor möchte mit diesem Bebauungsvorschlag auch der 

deutlichen Kostensteigerung im Bereich der Bebauung mit Einfamilienwohnhäusern 

entgegenwirken.  
 

Auf der anderen Seite ist auch zu sehen, dass sich mit diesem überarbeitenden Konzept 

Auswirkungen einhergehen.  
 

Aufgrund der ländlichen Lage des Baugebietes im Ortsteil Blönried ist davon auszugehen, dass 

weiterhin – trotz angestrebter Mobilitätswende – die Grundstückseigentümer zwei PKW´s 

vorhalten werden. Dies wird im Gebiet voraussichtlich zu einem Parkplatzdruck führen. Mit dem 

Wegfall bzw. Reduzierung von öffentlichen Stellplätzen wird sich der Parkplatzdruck im Gebiet 

weiter erhöhen, da für die Besucher des Gebietes so gut wie keine Stellplätze auf Privatgrund 

vorhanden sein werden. 
 

Eine öffentliche Durchgrünung des Gebietes wird nicht mehr möglich sein. 
 

Mit der höheren Bruttowohndichte wird nach Auffassung der Verwaltung auch ein höherer 

Versieglungsgrad im Gebiet entstehen. Dieser muss nach Auffassung der Verwaltung dann bei 

der Erschließungsplanung zur Oberflächenentwässerung berücksichtigt werden. 
 

Auf der anderen Seite bietet der vorgeschlagene Entwurf die Möglichkeit aufgrund der 

reduzierten Bauplatzgrößen und der reduzierten Baukörper eine kostengünstige Erstellung von 

Wohnhäusern zu ermöglichen.  
 

In der Sitzung des Gemeinderates am 27.11.2023 wurde dem Gemeinderat die überarbeitete 

städtebauliche Konzeption vorgestellt. Vor einer abschließenden Beratung und Entscheidung im 

Gemeinderat war es dem Gemeinderat wichtig die Meinung des Ortschaftsrates Blönried zu 

diesem Thema einzuholen. 
 

Der Ortschaftsrat Blönried hat in seiner Sitzung am 30.01.2024 über die Konzeption beraten 

und sich für die vorliegende überabeitete Konzeption ausgesprochen.  
 

In der Gemeinderatssitzung ist über die grundsätzliche städtebauliche Konzeption zu beraten. 
 

Von Seiten der Verwaltung wird vorgeschlagen der nun vorliegenden städtebaulichen 

Konzeption im Grundsatz zuzustimmen. In die überarbeitete Planung sind öffentliche Stellplätze 

und auch eine öffentliche Begrünung auszuweisen.  

 

 

Beschlussantrag: 

1. Der Gemeinderat stimmt der vorliegenden städtebaulichen Konzeption im Grundsatz zu. 

2. In die überarbeitete Planung sind öffentliche Stellplätze und eine öffentliche Begrünung 

aufzunehmen und auszuweisen. 

  

 

 

Anlagen: 

Entwurf Bebauungsplan, Änderung Stand vom 31.01.2020 

Lageplan rechtskräftiger Bebauungsplan 

Vorentwurf überarbeiteter städtebauliche Konzeption     

    

 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 

  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  

 

Aulendorf, den 11.03.2024 
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Hauptamt Tanja Mönikheim Vorlagen-Nr. 20/009/2024 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

18.03.2024 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 6   Kalkulation der Nutzungsgebühren für städtische Obdachlosen- 

und Flüchtlingsunterkünfte - 5. Änderung der Satzung 

 

Ausgangssituation: 

Das Gebäude in der Zollenreuter Straße 6 - ehemals Marland-Verlag - wurde wie bekannt von 

der Stadt erworben. 

 

In der Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften vom 

16.03.2009 sind auch die Nutzungsgebühren für Unterkünfte festgelegt. Der § 13 der Satzung, 

der Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe enthält, wurde aufgrund Anmietung bzw. Kauf von 

Gebäuden schon mehrfach geändert. Nun soll das Gebäude Zollenreuter Straße 6 mit 

aufgenommen werden 

 

Es wurden zwischenzeitlich diverse Renovierungen durchgeführt, um in dem Gebäude 

obdachlose Personen und Asylbewerber unterzubringen. Unter Anderem wurden teilweise 

Küchen eingebaut, Elektro- und Sanitärarbeiten durchgeführt sowie Fliesen gelegt. Auch waren 

Umbaumaßnahmen zur Einhaltung des Brandschutzes notwendig. 

 

In dem Haus gibt es neun Wohnungen, in denen zwischen zwei und sechs Personen 

untergebracht werden sollen. Bei einer Vollbelegung ist eine Belegung mit 34 Personen geplant. 

In eine Wohnung ist bereits im März eine Familie eingezogen, drei weitere Wohnungen werden 

ab April belegt. 

 

Um einen Gebührenbescheid mit Nutzungsgebühren erlassen zu können, ist eine Kalkulation 

notwendig. Diese Gebührenkalkulation ist aus der Anlage 2 ersichtlich. 

 

Die Gebühren sind aufgeteilt in Unterkunfts- und Nebenkosten, wobei die Unterkunftskosten 

pro Wohnung und die Nebenkosten pro Person anfallen. 

 

Für die Unterkunftskosten wurden der abschreibungsfähige Betrag des Kaufpreises sowie die 

Kosten für die Renovierung und der Ausstattung angesetzt. Unter Unterhaltungskosten wurden 

Kosten der Objektbetreuer berücksichtigt. 

 

Für die Berechnung der Nebenkosten wurde der Verbrauch des Gebäudes Kornhausstraße 14 

(Strom und Wasser) bzw. der Mockenstraße 4 (Gasheizung) als Vergleichswerte herangezogen 

sowie mit aktuellen Preisen auf die voraussichtliche Personenanzahl umgerechnet. Außerdem 

sind hier die Kosten für Abfall, Versicherung, Grundsteuer und Kosten für das WLAN enthalten. 

 

Die Nutzungsgebühr soll wie folgt festgesetzt werden: 

Grundgebühr pro Wohneinheit: 263 € 

Nebenkosten pro Person: 82 €  

 

 

Beschlussantrag: 

1.  Der vorgelegten Kalkulation der Nutzungsgebühren für die städtischen Obdachlosen- und 

 Flüchtlingsunterkünfte wird zugestimmt. 

 

2.  Der beigefügten 5. Änderung der Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und 

 Flüchtlingsunterkünften vom 16.03.2009 wird zugestimmt.  
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Anlagen: 

Anlage 1: 5. Änderung der Satzung 

Anlage 2: Gebührenkalkulation 

Anlage 3: Satzung vom 16.03.2009 nebst 1. – 3. Änderungen 

    

 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 

  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  

 

Aulendorf, den 11.03.2024 

 

 
 

 



 

Anlage 1 

 

 

Stadt Aulendorf 

Landkreis Ravensburg 

 

Satzung zur 5. Änderung der Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und 

Flüchtlingsunterkünften vom 16.03.2009 

 

 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) sowie §§ 2 und 13 

des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der 

Stadt Aulendorf am 23.10.2023 folgende Satzung zur 4. Änderung der Satzung über die 

Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften vom 16.03.2009 beschlossen 

 

 

Artikel 1 Änderung 

 

§ 13 Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe wird wie folgt neu gefasst: 

 

(1) Bemessungsgrundlage für die Höhe der Gebühr ist der überlassene Wohnplatz. 

 

(2) Die Benutzungsgebühren werden wie folgt festgelegt: 

 

1. Für ein Zimmer in der Schussenrieder Str. 1 230 €  

darin enthalten ist eine 

 

a) Grundgebühr in Höhe von 106 € pro Zimmer 

b) Nebenkosten in Höhe von 124 € pro Person 

 

 Bei Nutzung des Zimmers durch mehrere Personen reduziert sich die Grundgebühr 

 durch die entsprechende Anzahl der Personen. 

 

2. Für eine Wohnung in der Kornhausstr. 14 eine 

 

a) Grundgebühr in Höhe von 498 € 

b) Nebenkosten pro Person in Höhe von 59 € 

 

3. Für einen Platz in der Kornhausstr. 16 188 € 

darin enthalten ist eine 

 

c) Grundgebühr in Höhe von 130 € 

d) Nebenkosten pro Person in Höhe von 58 € 

 

4. Für einen Platz in der Mockenstr. 4 199 €  

darin enthalten ist eine 

 

a) Grundgebühr in Höhe von 100 € pro Zimmer 

b) Nebenkosten in Höhe von 99 € pro Person 

 

  



 

 

5. Für einen Platz in der Eckstr. 55 in Höhe von 265 € 

Darin enthalten ist eine 

 

a) Grundgebühr in Höhe von 191 € pro Zimmer 

b) Nebenkosten in Höhe von 74 € pro Person 

 

6. Für ein Zimmer in der Unterkunft Im Graben 7 in Höhe von 283 € 

darin enthalten ist eine 

 

a) Grundgebühr in Höhe von 146 € pro Zimmer 

b) Nebenkosten in Höhe von 137 € pro Person 

 

7. Für die Wohnung im Bergesch 5/1 eine 

 

a) Grundgebühr in Höhe von 77 € 

b) Nebenkosten pro Person in Höhe von 38 € ohne Stromkosten 

 

8. Für die Wohnung in der Bahnhofstraße 6, EG, links in Höhe von 773 € 

darin enthalten ist eine 

 

a) Grundgebühr in Höhe von 565 € 

b) Nebenkosten in Höhe von 208 € ohne Stromkosten 

 

9. Für die Wohnung in der Bahnhofstraße 6, 1. OG, links in Höhe von 834 € 

darin enthalten ist eine 

 

a) Grundgebühr in Höhe von 558 € 

b) Nebenkosten in Höhe von 276 € ohne Stromkosten 

 

10. Für die Wohnung in der Bahnhofstraße 6, 2. OG, links in Höhe von 842 €  

darin enthalten ist eine 

 

a) Grundgebühr in Höhe von 556 € 

b) Nebenkosten in Höhe von 286 € ohne Stromkosten 

 

11. Für die Wohnung in der Zollenreuter Str. 1, 2. OG, links in Höhe von 847 € 

darin enthalten ist eine 

 

a) Grundgebühr in Höhe von 551 € 

b) Nebenkosten in Höhe von 296 € ohne Stromkosten 

 

Bei einer Belegung mit Einzelpersonen der Wohnungen Nr. 8 bis 11 wird die 

Gebühr durch drei geteilt, da drei Zimmer zur Verfügung stehen. 

 

12. Für das angemietete Zimmer in der Bachstraße 22, 1. OG: 325 €  

darin enthalten ist eine Grundgebühr und Nebenkosten 

 
13. Für eine Wohneinheit im Vita Hotel in der Ebisweiler Straße 20 eine 

 

a) Grundgebühr in Höhe von 1.129 € 

b) Nebenkosten in Höhe von 69 € pro Person 



 

 
14. Für einen Platz in der Uhlandstraße 11 in Höhe von 317 € 

darin enthalten ist eine 

 

a) Grundgebühr in Höhe von 155 € 

b) Nebenkosten in Höhe von 162 € pro Person 

 

15. Für eine Wohneinheit in der Zollenreuter Straße 6 eine 

 

c) Grundgebühr in Höhe von 263 € 

d) Nebenkosten in Höhe von 82 € pro Person 

 

(3) Bei der Errechnung der Benutzungsgebühren nach Absatz 2 nach Kalendertagen wird 

für jeden Tag der Benutzung 1/30 der monatlichen Gebühren zugrunde gelegt. 

 

 

 

Artikel 2 Inkrafttreten 

 

Diese Änderungssatzung tritt am XX.XX.XXXX in Kraft. 

 

Aulendorf, den XX.XX.XXXX 

 

 

 

Matthias Burth  

Bürgermeister 

 

 

 

Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO bei der Bekanntmachung von Satzungen: 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 

Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser 

Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines 

Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Stadt geltend gemacht 

worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt 

nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 



Anlage 2

Anmerkungen/Unterkunfts- und Nebenkosten

1. Gemeindeeigene Gebäude

 -Abschreibungen 15.817,82 €      

Baujahr: 1951. Bei Gebäuden wird von einer Nutzungsdauer von 100 Jahren ausgegangen. Somit verbleibt eine Restnutzung von 28 Jahren.
Kaufpreis inkl. Steuer und Makler: 244.452,10 €. Für die Renovierung der Wohnungen wurden von der Stadt 294.862,31 € investiert.  Somit liegt der abschreibefähige Betrag 
bei 442.898,69 €.

Eine lineare Abschreibung ergibt einen Betrag von jährlich 15.817,82 €.

2. Ausstattung der Wohnungen

 - Abschreibungen 1.981,77 €        

Es wurden Küchen für insgesamt 3.429,46 € eingebaut, Kühlschränke wurden für 1.061,99 € und Möbel für 12.897,02 € beschafft. Außerdem wurde im Haus WLAN 
eingerichtet, wofür ein Betrag für die Hardware (Switche, Gateway, Router) in Höhe von 2.429,31 € anfiel. Es ergibt sich ein Gesamtbetrag von 19.817,78 €.

Abschreibungssätze sind in § 25 der Zweiten Berechnungsverordnung festgelegt. Jedoch liegt in Obdachlosen- bzw. Flüchtlingsunterkünften eine erhöhte Abnutzung vor, die 
laut Gemeindetag berücksichtigt werden kann. Es wird mit einer Nutzugnsdauer von 10 Jahren gerechnet. Somit ergibt sich eine jährliche Abschreibung in Höhe von 1.981,77 
€.

3. Unterhaltungskosten

 - Beschaffungen, Reparaturen, 
   baul. Unterhaltung, 
   Unterhaltung Außenanlagen 9.644,89 €        Durchschnittswert der letzten drei Jahre in der vergleichbaren Unterkunft Kornhausstraße 14 bei der letzten Kalkulation.

 - Verwaltungskosten - Kosten 
   des Hausmeisters         1.033,48 € Durchschnittswert der Kornhausstraße 14 der letzten drei Jahre

Grundgebühr / Jahr 28.477,96 €     9 Wohnungen 

Unterkunftskosten pro Wohnung / Monat 263,68 €          

4. Nebenkosten 

 - Strom 10.100,26 €      

Vergleich: Jahresrechnungen von 2017-2019 der Kornhausstraße 14 als Vergleich (für 14 Personen). Mit den aktuellen Ø-Preisen errechnet.

= 12.390 kwh (2017) + 13.310 kwh (2018) + 9.948 kwh (2019) / 3 * 0,35 € (Ø-Preis 2023 je kwh in BW) = 4.158,93 € für 14 Pers. 
= 4.158,93€ / 14 * 34 = 10.100,26 € für 34 Personen

 - Heizung 11.855,53 €

Vergleich: Jahresrechnungen von 2017-2019 der Mockenstraße 4 als Vergleich. Mit den aktuellen Ø-Preisen errechnet.

= 46.179 kwh (2017) + 48.050 kwh (2018) + 28.122 kwh (2019) / 3 * 0,12 € (Ø-Preis 2023 je kwh im 1. HJ) = 4.894,04 € für 14 Pers.
= 4.894,04 € / 14 * 34 = 11.885,53 € für 34 Personen

 - Wasser und Abwasser 8.373,54 €        

Vergleich: Jahresrechnungen von 2017-2019 der Kornhausstraße 14 (14 Pers.) als Vergleich. Mit den aktuellen Ø-Preisen errechnet.

Abwasser: 735 m³ (2017) + 790 m³ (2018) + 706 m³ (2019) / 3 * 2,44 € (Ø-Preis 2023 je m³)
                  = 744 m³ * 2,44 €
Wasser: 735 m³ (2017) + 790 m³ (2018) + 706 m³ (2019) / 3 * 2,11 € (Ø-Preis 2023 je m³)
              = 744 m³ * 2,11 €
Niederschlagsgebühr: 123 m² (2017) + 123 m² (2018) + 123 m² (2019) / 3 * 0,51 € (Ø-Preis 2023 je m²)
                                     = 123 m² * 0,51 €
Summe: 3.447,93 € (für 14 Pers.) / 14 *34 = 8.373,54 € für 34 Personen 

 - Abfallbeseitigung            952,92 € 
Restmüll: 2 * 120 Liter Behälter: 2* 96,50 € (Jahresgebühr) + 96 Leerungen * 5,52 € (pro Leerung)
Biomüll: 2 * 120 Liter Behälter: 2 * 115,00 € (Jahresgebühr; es fällt keine Gebühr pro Leerung an)

 - Versicherungen 783,83 €           Gebäudeversicherung 2024 - Info Herr Huchler

 - Grundsteuer 847,14 €           
Info Steueramt

 - Kosten für WLAN 570,48 €           
Info Herr Kieferle, monatliche Kosten: 47,54 €

Nebenkosten pro Person / Jahr 33.483,70 €    

Nebenkosten pro Person/Monat 82,07 €            
 
Es wird mit einer  Belegung von 34 Personen in geplant. 

Beispiel 4-köpfige Familie
Grundgebühr pro Wohneinheit 263 €               
Nebenkosten - 82 € * 4                 328 € 
Gesamt                 591 € 

Nutzungsgebühr Zollenreuter Straße 6
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Stadtbauamt Klaus Bonelli Vorlagen-Nr. 40/011/2024 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

18.03.2024 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 7   Änderung des Bebauungsplans "Laurenbühl II" 

 

Ausgangssituation: 

Ein Grundstückseigentümer hatte nach Ablehnung seiner Bauvoranfrage den Antrag gestellt, 

den Bebauungsplan Laurenbühl II in Aulendorf zu ändern. Insbesondere solle eine 3. Wohnung  

im Gebäude zugelassen werden.  
 

In seiner öffentlichen Sitzung am 15.11.2023 hat der Ausschuss für Umwelt und Technik eine 

Änderung des Bebauungsplans Laurenbühl II vorberaten.  

Aus der Mitte des Ausschusses für Umwelt und Technik wurde nach intensiver Beratung der 

Vorschlag unterbreitet, dass man die betroffenen Grundstückseigentümer innerhalb des 

Bebauungsplangebiets befragen soll. 

  

Dieser Vorschlag wurde seitens der Verwaltung aufgenommen und umgesetzt. Anfang 

Dezember 2023 wurden daher alle betroffenen Grundstückseigentümer innerhalb des 

Baugebietes „Laurenbühl II“ angeschrieben, mit der Bitte um Rückmeldung ob sie sich mit einer 

Änderung des Bebauungsplans „Laurenbühl II“ einverstanden erklären könnten. Der Gestalt, 

dass Wohngebäude mit nicht mehr als 3 Wohnungen zugelassen werden. Den 

Grundstückseigentümern wurde eine Frist bis 25.01.2024 eingeräumt.  
 

Die Verwaltung hat die eingegangenen Antwortbogen ausgewertet. Von den insgesamt 46 

betroffenen Grundstückseigentümern haben sich 36 zurückgemeldet.  

Davon haben sich 26 für die Änderung des Bebauungsplans und 10 haben sich dagegen 

ausgesprochen. 9 Grundstückseigentümer haben keine Rückmeldung abgegeben.  

 

Da es sich bei der bisherigen Festsetzung im Bebauungsplan um einen Grundzug der Planung 

handelt, kann eine Änderung im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB nicht durchgeführt 

werden. D.h. also, dass die Änderung im Regelverfahren durchzuführen wäre.  
 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Laurenbühl II in der Fassung vom 02.05.1974 würde 

nicht geändert.  
 

Die bisherige Festsetzung im Bebauungsplan lautet wie folgt:  

Ziff. 1.11 Nr. 4: Es sind nur Wohngebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen zulässig.  
 

Die Änderung des textl. Teils des Bebauungsplans Laurenbühl II würde wie folgt geändert: 
 

Ziff. 1.11 Nr. 4: Es sind nur Wohngebäude mit nicht mehr als drei Wohnungen zulässig.  
 

In der heutigen Sitzung soll der Grundsatzbeschluss gefasst werden, ob der Bebauungsplan 

dahingehend geändert wird oder nicht.  

Im Weiteren müßte dann bei positiver Grundsatzentscheidung die Verwaltung beauftragt 

werden die Änderung des Bebauungsplans ins Verfahren zu bringen.  
 

Die Verwaltung schlägt dem Gemeinderat vor, den Bebauungsplan Laurenbühl II zu ändern, in 

dem Wohngebäude mit nicht mehr als 3 Wohnungen zugelassen werden. 
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Beschlussantrag: 

1. Der Bebauungsplan „Laurenbühl II“ wird geändert.  

2. Die bisherige Ziff. 1.11 Nr. 4 soll folgenden Wortlaut erhalten: „Es sind nur Wohngebäude 

mit nicht mehr als 3 Wohnungen zulässig.“ 

3. Die Verwaltung wird beauftragt die Änderung des Bebauungsplans „Laurenbühl II“ ins 

Verfahren zu bringen.  

 

 

 

Anlagen: keine 

    

 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 

  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  

 

Aulendorf, den 11.03.2024 
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Hauptamt Brigitte Thoma Vorlagen-Nr. 20/011/2024 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

18.03.2024 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 8   Redaktionsstatut amtliches Mitteilungsblatt - Änderung 

 

Ausgangssituation: 

Das Gesetz zur Änderung der Gemeindeordnung (GemO) vom 14.10.2015 räumt den Fraktionen 

im Gemeinderat in § 20 Abs. 3 das Recht ein, ihre Auffassungen zu Angelegenheiten der 

Gemeinde im Amtsblatt darzulegen. Nach Satz 3 hat der Gemeinderat die Veröffentlichung von 

Beiträgen der Fraktionen innerhalb eines bestimmten Zeitraums von höchstens sechs Monaten 

vor Wahlen auszuschließen (sogenannte Karenzzeit). Es wurde damals bewusst keine 

Empfehlung zur genauen Dauer gegeben. 

 

Dies wurde im Redaktionsstatut für das gemeindliche Mitteilungsblatt „Aulendorf aktuell“ am 

10.10.2016 unter Ziff 3.6 geregelt: 

 

3.6 Mitteilungen der Gemeinderatsfraktionen 

 

3.6.1 Gem. § 20 Abs. 3 GemO wird den im Gemeinderat vertretenen Fraktionen das Recht 

eingeräumt, ihre Auffassungen zu Angelegenheiten der Gemeinde darzulegen. Für 

diese Veröffentlichungen steht die Rubrik „Aus den Fraktionen des Gemeinderats“ zur 

Verfügung. Die Rubrik erscheint im Amtsblatt jeweils in der auf eine 

Gemeinderatssitzung nächstfolgenden Woche.  

 

3.6.2 Jeder Fraktion steht für ihre Beiträge jeweils eine Spalte im Amtsblatt zur Verfügung, 

das sind ca. 400 Wörter. 

 

3.6.3 Verantwortlich für den Inhalt der Beiträge der Fraktionen in der Rubrik „Aus den 

Fraktionen des Gemeinderats“ sind die jeweiligen Fraktionen selbst. Am Schluss des 

jeweiligen Textes sind der Name und die Fraktion des Verfassers anzugeben. 

 

3.6.4 Zulässig sind nur Themen mit gemeindlichem Bezug. Ein Äußerungsrecht zu bundes- 

oder landespolitischen Themen besteht nicht. Nicht zulässig sind Wahlaufrufe und 

Wahlwerbung. 

 

3.6.5 Um die Chancengleichheit bei Wahlen und die Neutralität der Stadt während der 

Vorwahlzeit zu gewährleisten, sind Veröffentlichungen in der Rubrik „Aus den Fraktionen 

des Gemeinderats“ in einem Zeitraum von 6 Wochen vor Wahlen ausgeschlossen 

(Karenzzeit). 

 

Das Innenministerium äußert sich zwischenzeitlich, aufgrund verschiedener Wahlanfechtungen 

zur Karenzzeit dahingehend, dass grundsätzlich ein Zeitraum von drei Monaten noch vertretbar 

erscheint. Eine kürzere Karenzzeit müsse von der Gemeinde selbst verantwortet werden. Aber 

auch die Festlegung einer dreimonatigen Karenzzeit könne vor dem Hintergrund der 

Rechtsprechung keine Garantie bedeuten, dass eine erfolgreiche Wahlanfechtung dadurch 

ausgeschlossen sei.  

 

Hintergrund ist die strenge Neutralitätspflicht, die für Gemeinden in Bezug auf Wahlen besteht.  

Dieser unterliegen auch die Fraktionen des Gemeinderates als Teil des Hauptorgans einer 

Gemeinde. 
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Die Karenzzeit gilt für sämtliche Parlaments-, Kommunal- und Bürgermeisterwahlen. Nicht 

erfasst von der Regelung der Gemeindeordnung sind Bürgerentscheide und 

Volksabstimmungen.  

 

Eine Umfrage bei Gemeinden ergab eine Spanne der Karenzzeit zwischen 9 und 12 Wochen. 

Wobei einige wenige Gemeinden noch eine Karenzzeit von 6 Wochen haben. 

 

Die Verwaltung schlägt daher vor die Ziff. 3.6.5 wie folgt zu ändern: 

Um die Chancengleichheit bei Wahlen und die Neutralität der Stadt während der Vorwahlzeit zu 

gewährleisten, sind Veröffentlichungen in der Rubrik „Aus den Fraktionen des Gemeinderats“ in 

einem Zeitraum von 10 Wochen vor Wahlen ausgeschlossen (Karenzzeit). 

 

 

 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt die Änderung der Karenzzeit im Redaktionsstatut für das 

gemeindliche Mitteilungsblatt „Aulendorf aktuell“ in Ziff. 3.6.5 auf 10 Wochen.  

 

 

Anlagen: 

Redaktionsstatut vom 10.10.216 

    

 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 

  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  

 

Aulendorf, den 11.03.2024 
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Stadtbauamt Klaus Bonelli Vorlagen-Nr. 40/008/2024 

Sitzung am Gremium Status  Zuständigkeit 

18.03.2024 Gemeinderat Ö Entscheidung   
   
 

 

TOP: 9   Sanierung der Tannhauser Straße I. BA - Vergabe der 

Planungsleistungen 

 

Ausgangssituation: 

Die Sanierung des I. BA der Tannhauser Straße in Tannhausen ist für 2025 vorgesehen. In der 

Folge der II. BA ggfls. dann in 2026. Der III. BA soll jedoch erst einige Jahre später aufgrund 

geringerer Dringlichkeit erfolgen. Das laufende Jahr 2024 soll dazu genutzt werden die 

Sanierungsmaßnahme im gesamten (I. – III. BA), insbesondere jedoch den I. BA vorzubereiten. 

 

Das Stadtbauamt hatte bereits im vergangenen Jahr mit möglichen Ing.-Büros Kontakt 

aufgenommen. Insbesondere auch deshalb um die Kapazitäten abzuklären.  

Drei Büros wurden angefragt. Zwei Büros haben ein Honorarangebot abgegeben.  

 

Die Bauabschnitte sind geplant wie folgt aufzuteilen:  

 

I. BA:     Kreisstraße bis zur Kapelle (Ausführung in 2025) 

II. BA:     Buswartehalle bis Grundstück Tannhauser Straße 59 (Ausführung in 2026) 

III. BA:     Grundstück Tannhauser Straße 59 bis Einmündung Kohlstattweg  

Angedacht ist zunächst die Ausführung des I. BA in 2025, weil dieser aus Sicht der Verwaltung 

im schlechtesten Zustand ist. Somit stehen vorerst auch die Ing.-Leistungen für den I. BA (Lph. 

1-9) an. Es würde jedoch Sinn machen gleichzeitig für den II. und III. BA die Leistungsphasen 

1-3 zu vergeben.  

 

Dies wäre von Vorteil im Hinblick auf die Kostensituation und den weiteren 

Haushaltsplanberatungen für die Jahre 2025 ff. 

 

Welchen Zustand der Kanal in der Tannhauser Straße aufweist kann zum jetzigen Zeitpunkt 

noch nicht gesagt werden. Die Ergebnisse der Kanaluntersuchung im Rahmen der 

Eigenkontrollverordnung liegen noch nicht vor.  

Je nach Schadensbild könnten hier noch weitere Kosten hinzukommen.  

 

Die Verwaltung möchte die Entscheidung zur Vergabe der Planungsleistungen zeitlich nicht 

weiter ins Jahr 2024 schieben, bis die Ergebnisse der Kanaluntersuchung vorliegen. Im Vorfeld 

der geplanten Sanierungsmaßnahme sind doch einige Teilaspekte ab zu klären.  

 

Das günstigste Angebot für den I. BA liegt bei vorl. Bruttokosten von 61.035,53 € (Lph. 1-9). 

Das teuerste Bruttohonorar bei 70.553,37 €.  

 

Für den II. und III. BA (nur Lph. 1-3) liegt das günstigste Bruttohonorar vorl. bei 38.187,02 

€. Das teuerste Bruttohonorar bei 44.315,72 €.  

 

Die Abrechnung der Leistungsphasen 1-3 erfolgt nach der Kostenberechnung, für die weiteren 

Leistungsphasen sowie bei der örtlichen Bauüberwachung nach der Kostenfeststellung. 

Somit können sich die angebotenen Honorarkosten noch nach unten/oben verändern.  

 

Die Verwaltung schlägt dem Gemeinderat vor, die Planungsleistungen sowohl für den I. BA (Lph. 

1-9) als auch für den II. und III. BA (nur Lph. 1-3) an das Ing.-Büro Wasser-Müller zum vorl. 

Gesamtbruttohonorar von 99.222,53 € zu vergeben.  
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Beschlussantrag: 

1.) Die Planungsleistungen für den I. BA werden an das Ing.-Büro Wasser-Müller aus Biberach 

zum Bruttohonorar von 61.035,53 € (Lph. 1-9) vergeben.  

2.) Die Planungsleistungen, Leistungsphase 1-3 für den II. und III. BA werden an das Ing.-

Büro Wasser-Müller aus Biberach zum Bruttohonorar von 38.187,02 € vergeben.  

  

 

 

Anlagen: 

   Anlage-Honorarvergleich-Sanierung-Tannhauser-Straße – VERTRAULICH! 

   Übersichtsplan BA I - III 

    

 

 

Beschlussauszüge für   Bürgermeister   Hauptamt 

  Kämmerei    Bauamt   Ortschaft  

 

Aulendorf, den 11.03.2024 

 

 
 

 



Notizen 
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